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Vorwort

Eine funktionierende Verwaltung ist das Rück-
grat der Demokratie. Sie basiert auf klaren 
Regeln und verlässlichen Verfahren, sorgt für 
Gleichheit und Rechtssicherheit – ungeach-
tet wechselnder Regierungen und politischer 
Mehrheiten. Dieser Aspekt ist besonders 
relevant in einer Zeit, in der die Gegner der 
Demokratie nach der Macht streben. 

Gleichzeitig wird landauf, landab über die über-
bordende Bürokratie geklagt. Zu Recht sehen 
viele Unternehmer ihren Handlungsspielraum 
durch eine Fülle administrativer Vorgaben ein-
geschränkt. Bürgerinnen und Bürger beschwe-
ren sich über komplizierte Antragsverfahren 
oder lange Wartezeiten bei Behörden. 

Der Organisationssoziologe Stefan Kühl nimmt 
dazu in dieser RHI-Studie eine etwas andere 
Perspektive ein. Auch für ihn wirkt zu viel Büro-
kratie lähmend auf Wirtschaft und Gesellschaft. 
Zugleich bemängelt er, dass die öffentliche 
Verwaltung für alle möglichen Missstände 
verantwortlich gemacht wird – von der Wirt-
schaftskrise über die Wohnungsnot bis hin zur 
Kostenexplosion im Gesundheitswesen. 

Die Debatte über zu viele Vorschriften und 
Regeln zieht sich wie ein roter Faden durch die 
Geschichte der Bundesrepublik. Kühl skizziert 
aufeinanderfolgende Wellen der Bürokratie-
kritik seit den 1950er-Jahren, die jeweils zu 
Reformen und neuen politischen Institutionen 

und Instrumenten geführt haben – doch ohne 
den erhofften Befreiungsschlag. Unser Autor 
wendet sich gegen die pauschale Bürokratie-
schelte, die hierzulande sowohl den politischen 
Diskurs als auch den Stammtisch beherrscht. 
Stattdessen empfiehlt er eine reflektierte und 
verantwortungsvolle Form der Bürokratiekritik 
und entwickelt dafür entsprechende Prinzipien.

Die Bundesregierung hat sich den »Bürokatie-
rückbau« auf die Fahne geschrieben. Davon 
versprechen sich die Verantwortlichen eine um-
fassende Modernisierung des Staates, einen 
wirkungsvollen Auftrieb für die Wirtschaft und 
eine Stärkung der Demokratie. Als Unterneh-
mer habe ich jahrzehntelang leidvolle Erfah-
rungen gemacht, wie bürokratischer Ballast 
Gründergeist, Eigeninitiative und Innovation 
ausbremsen kann. 

So unentbehrlich Regeln und Vorschriften für 
das Zusammenleben der Menschen und für den 
Fortbestand der Demokratie sind, so hemmend 
wirken sich Überregulierung und -normierung 
dort aus, wo vor allem neue Ideen, Individualität 
und Eigenverantwortung zählen. Insofern wün-
sche ich mir eine vorurteilsfreie und ausgewo-
gene Diskussion zu diesem Thema. Dazu lädt 
die vorliegende Publikation ein.

Professor Randolf Rodenstock 
Vorstandsvorsitzender  
Roman Herzog Institut e. V.
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Kapitel 1

In seiner Berliner »Ruck-Rede« stellte der 
damalige Bundespräsident Roman Herzog 
im April 1997 fest, dass es in Bezug auf die 
notwendige Staatsreform »kein Erkenntnis-
problem«, sondern »ein Umsetzungsproblem« 
gebe (Herzog, 1997). Herzogs Aussage zum 
Umsetzungsproblem hat sich inzwischen ver-
selbstständigt. Sie wird genutzt, etwa um mehr 
Tempo beim Klimaschutz anzumahnen, um 
eine strengere Notengebung in den Grund-
schulen zu verlangen oder um die Senkung der 
Energiepreise durchzusetzen. Bundesligatrai-
ner nutzen den Spruch, wenn sie mehr Leis-
tung von ihren Spielern einfordern; Bischöfe, 
wenn sie Reformen in ihren Kirchen ankündi-
gen; Wissenschaftler, wenn sie über Probleme 
beim Transfer ihrer Forschung in die Praxis 
sprechen (aktuell zum Beispiel Bundesdigital-
minister Wildberger, 2025).

In der Diskussion über Bürokratie wird durch 
die Klage über das Umsetzungsproblem sug-
geriert, dass man sehr genau wisse, wie es 
zu der zunehmenden Bürokratisierung komme 
und was man dagegen tun müsse. Allen seien 
sowohl die Probleme als auch die Lösungen 
klar, aber es mangele am nötigen politischen 
Willen, die vorhandenen Lösungen auch um-
zusetzen. Immer wieder wird betont, dass es 
angesichts drängender Probleme geboten sei, 
jetzt endlich in die Umsetzung zu gehen. 

Dabei wird das Thema der Bürokratie un-
mittelbar mit der Diskussion über eine Krise 
der Demokratie verbunden. Das Problem der 
Bürokratie, so die wiederholt vorgetragene 
Klage, führe dazu, dass die Menschen nicht 
nur das Vertrauen in den Staat, sondern auch 
in die Demokratie verlören. Wenn ein Antrags-
formular zu lang und unverständlich sei, man 

zu lange auf einen Termin im Amt warte oder 
mit zu umständlichen Vorschriften beim Bezug 
von Transferleistungen konfrontiert werde, 
würden Bürger immer stärker am demokra-
tischen Staat zweifeln (Brinkhaus, 2024, 1). 
Eine Reform der Verwaltung solle nicht nur zu 
effizienteren Abläufen führen, sondern nicht 
weniger als die Demokratie retten (Borggräfe, 
2025, 129). 

Wenn man solche Hoffnungen zur Stärkung 
der Demokratie durch Verwaltungsreformen, 
Staatstransformationen und Bürokratieabbau 
hegt, dann müsste man notgedrungen pessi-
mistisch bezüglich der Zukunft der Demokratie 
in Deutschland sein. Es gehört zu den großen 

Rätseln der Staatsreformen, weswegen immer 
wieder die gleichen Klagen über zu viel Büro-
kratie vorgebracht, die gleichen Abbaurezepte 
gefordert und die gleichen Verwaltungsrefor-
men aufgesetzt werden, um dann am Ende 
wieder nur enttäuscht festzustellen, dass 
nicht genug passiert ist (zum Beispiel Bull, 
2022, 33). Intelligente Menschen in Parlamen-
ten, Regierungen und Verwaltungen stecken 
viel Zeit und Energie in Reformprojekte, um 
im Endeffekt dann auch nicht merklich weiter-
gekommen zu sein als diejenigen, die es vor 
ihnen schon einmal versucht haben (Hesse 

Bürokratiekritik in Deutschland – 
ein politischer Dauerbrenner

Die Klage über mangelnde Umsetzung 
suggeriert, dass man genau weiß,  

was gegen zu viel Bürokratie zu tun ist.
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et al., 2003, 343). Angesichts ambitionierter 
serieller Reformvorhaben mit anschließender 
allgemeiner Enttäuschung ist es interessant, 
sich anzuschauen, wie die Diskussion über 
Bürokratisierung und Entbürokratisierung hier-
zulande verläuft. 

Das Ziel dieser RHI-Studie ist es, diesen Dis-
kurs nachzuzeichnen und zu versachlichen.1 
Eine historisch informierte, soziologisch auf-
geklärte Perspektive ermöglicht es, die durch 
eine gewisse Kurzatmigkeit gekennzeichnete 
politische Diskussion über Bürokratisierung 
und Entbürokratisierung zu verstehen, die 
Kritiken und Forderungen einzuordnen und 
Anregungen zur Veränderung des Diskurses 
zu präsentieren. Damit unterscheidet sich 
diese Arbeit von den üblichen praxisorien-
tierten Studien zur Bürokratie, in denen nach 
einer Präsentation der Kosten von Bürokratie 
auf die Dringlichkeit der immer gleichen Maß-
nahmen zum Bürokratieabbau verwiesen wird. 
Diese Studie hat nicht den Anspruch, einen 
unmittelbaren Praxisnutzen zu stiften. Wenn 
sie aber zu einer gewissen Abgeklärtheit in 
der Kritik an der Bürokratie und in den For-

1 � Diese Studie ist als historisch interessierte und soziologisch 
informierte Begleitforschung zu meinem geplanten Buch-
projekt zum »Bürokratie-Paradox« entstanden (Kühl, 2027). 
Ich danke den Mitgliedern der Forschungsgruppe »Büro-
kratie« an der Universität Bielefeld und den Teilnehmern 
des Quickborner Kreises, einer Gruppe von soziologischen 
Wissenschaftlern und Beratern mit starken Interessen an 
Fragen der Verwaltungsreform, für vielfältige Anregungen.

derungen nach immer mehr Bürokratieabbau 
beiträgt, hat sie ihre Funktion erfüllt. 

Kapitel 2 skizziert, in welchen Wellen die Kam-
pagnen zur Bürokratiekritik – also an einem 
Zuviel von Bürokratie, an Überbürokratisierung 
und Überregulierung – und zum Bürokratie
abbau in der Bundesrepublik abgelaufen sind. 
Dabei wird nicht der Anspruch erhoben, die 
einzelnen Wellen im Detail nachzuzeichnen. 
Vielmehr handelt es sich um einen ersten 
Vorschlag, um welche Wellen es sich handelt, 
der in vertiefenden Forschungen gezielter 
empirisch überprüft werden kann. 

In Kapitel 3 wird aufbauend auf der Theorie 
von Reformwellen in der Politik dargelegt, aus 
welchen Phasen sich eine Welle der Bürokra-
tiekritik und des Bürokratieabbaus zusammen
setzt. Dabei wird aufgezeigt, wie die Kritik an 
der Bürokratie an Fahrt gewinnt, wie diese 
– häufig vor anstehenden Wahlen – ihren 
Höhepunkt erreicht und wie sie dann nicht zu-
letzt durch die Einrichtung von Organisations-
einheiten zum Bürokratieabbau verebbt, um 
aufgrund der Frustration über die begrenzte 
Wirkung der angestoßenen Reformen wieder 
an Fahrt aufzunehmen. 

Kapitel 4 führt die typischen »Bausteine« der 
Bürokratiekritik und des Bürokratieabbaus 
aus. Dabei wird beispielhaft verdeutlicht, 
wo Ähnlichkeiten und wo Unterschiede zu 
Moden in Managementmethoden liegen. 

In Kapitel 5 wird schließlich als praktischer 
Vorschlag zur Stützung der Demokratie ein 
Moratorium beim Bürokratieabbau diskutiert. 

Die gleiche Kritik, die gleichen Rezepte, 
die gleichen Reformen – und am Ende 
die gleiche Enttäuschung, dass die 
Bürokratie immer weiter wuchert.
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Die Wellen der Bürokratiekritik

Die Geschichte der Bundesrepublik Deutsch-
land ist ohne eine Kritik an der Bürokratie 
nicht zu verstehen. Schon vor der Gründung 
der Bundesrepublik erschienen in Kommunal-
wahlen Wahlplakate, auf denen Parteien einen 
»Schluss mit der Bürokratie« forderten – visu-
ell unterlegt mit dem Bild einer überdimensio-
nierten Faust, die auf den Schreibtisch eines 
verschreckten Beamten haut und dabei sein 
Tintenfass verschüttet.2 Unmittelbar nach 
dem Krieg wurde in München eine Arbeits
gemeinschaft zur Bekämpfung des Büro-
kratismus gegründet, die bisher noch nicht 
näher erforscht wurde. Diese forderte die 
»Planung einer großzügigen und allumfassen-
den Entbürokratisierung« durch die staatlichen 
Verwaltungen, sprach sich für die Schaffung 
gesetzlicher Grundlagen des Bürokratie
abbaus durch das Parlament »als treibende 
Kraft der Entbürokratisierung« aus und schlug 
für jedes Ressort vor, »einen oder mehrere 
Referenten der Entbürokratisierung« einzustel-
len, die unmittelbar dem Minister unterstellt 
sein sollten (Zacherl, 1948, 188). Und schon 
damals wurden auf Landesebene erste Kom-
missionen zur Entbürokratisierung eingesetzt 
(Jann, 2005, 1).

Diese frühe Bürokratiekritik zielte vorrangig auf 
das im Zweiten Weltkrieg etablierte und in der 
frühen Nachkriegszeit beibehaltene System der 
Bezugsscheine ab, mit dem die Verteilung von 
knappen Gütern wie Lebensmitteln, Kleidung 
oder Brennstoffen durch staatliche Stellen ge-
regelt wurde. Dessen schrittweise Abschaffung 

2 � Es handelt sich um ein von Hugo von Othegraven ent-
worfenes Wahlplakat der CDU für die Kommunalwahl am 
17.10.1948 in Nordrhein-Westfalen; zur Wiedergabe der 
Abbildung siehe Becker, 2016.

und die Flexibilität der Kommunalverwaltung 
bei der Unterbringung von Flüchtlingen wurden 
von den Bürgern als Rückgang bürokratischer 
Belastungen empfunden. 

In der Folgezeit beklagten Parteien, Stiftungen 
und Verbände eine Überbürokratisierung und 
forderten einen konsequenten Bürokratie
abbau ein. Dabei verliefen die Kritik an der 
Bürokratie und die Propagierung von Vor-
schlägen zur Entbürokratisierung in Wellen, in 
denen immer wieder sehr ähnliche Kritikpunkte 
und Lösungsvorschläge vorgebracht wurden. 
Manche der im Folgenden vorgestellten 
Wellen verlaufen parallel zu den von Bogumil/
Jann (2020, 291) identifizierten acht Phasen 
der Verwaltungsreform, manche sind davon 
entkoppelt. 

2.1 Erste Welle: Bürokratiekritik zur Zeit des 
Wirtschaftswunders (1950er- bis 1960er-Jahre)

Während des Wirtschaftswunders, also des 
wirtschaftlichen Wiederaufbaus Westdeutsch-
lands nach dem Zweiten Weltkrieg, erhob sich 
vereinzelt Kritik an einer wachsenden Bürokra-
tie. Beklagt wurde, dass der Wirtschaftsauf-
schwung durch zunehmende Bürokratisierung 
behindert werde, und man dagegen Maßnah-
men ergreifen müsse. 

Kapitel 2

Die Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland ist ohne eine Kritik an 
der Bürokratie nicht zu verstehen.
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Besonders in den späten 1950er-, frühen 
1960er-Jahren ist der Einfluss von ins Deut-
sche übersetzten US-amerikanischen Publikati-
onen auf die Bürokratieschelte zu beobachten. 
Häufig in leicht zugänglicher, nicht selten sa-
tirischer Form wird dabei Kritik an der Über
bürokratisierung der Gesellschaft geübt. Starke 
Resonanz fand das von C. Northcote Parkinson 
aufgestellte und später nach ihm benannte 
»Parkinson’sche Gesetz«, wonach sich in Büro-
kratien die Arbeit genau in dem Maß ausdehnt, 
wie Zeit für ihre Erledigung zur Verfügung steht. 
Die Zahl der Beamten und Angestellten in der 
Verwaltung stehe in keiner Beziehung zu der 
Menge der vorhandenen Arbeit. Die Mitarbeiter 
in der Verwaltung würden sich selbst immer 
genau so viel Arbeit machen, dass sie beschäf-
tigt wirkten (Parkinson, 1957, 4; 1958, 14; 
Sebestyén, 2022; Lübbe, 1992, 158 f.).

Auch als Reaktion auf die zunehmende Kritik 
an der wachsenden Bürokratisierung wurde 
Ende der 1950er-Jahre beim Bundesminis-
ter des Innern eine erste Sachverständigen-
kommission zur Verwaltungsvereinfachung 
eingesetzt. Damit wurde auf ein Instrument 
der Entbürokratisierung zurückgegriffen, das 
auch schon in der Weimarer Republik erprobt 
worden war. Insgesamt aber überlagerte die 
Freude am Wirtschaftswunder die vergleichs-
weise schwache erste Welle der Bürokratie
kritik und des Bürokratieabbaus. 

2.2 Zweite Welle: Bürokratiekritik am 
Ende des »goldenen Zeitalters«  
(Ende 1960er- bis Mitte 1970er-Jahre) 

Die sozial-liberale Koalition war Ende der 
1960er-, Anfang der 1970er-Jahre geprägt 
durch die Hoffnung, über staatliche Steuerung 
einen umfassenden Reformprozess einzulei-
ten. Die verschiedenen zentral angestoßenen 
Initiativen verstanden sich dabei nicht explizit 
als Maßnahmen zum Abbau der Bürokratie, 

sondern verfolgten das Ziel, durch eine klügere 
Steuerung der Verwaltung zu einer rationaleren 
Politik zu kommen (vgl. zum Einsetzen der Bü-
rokratiekritik in den USA Goodsell, 2004, 8 f.).

Dementsprechend ist es wenig überraschend, 
dass gerade in der Auseinandersetzung mit der 
Reform die Kritik an der mit den neuen Steue-
rungskonzepten und dem Ausbau des Wohl-
fahrtsstaats verbundenen Bürokratie größer 
wurde. In jeder politischen Angelegenheit – von 
der Berufsausbildung über die Bildungspolitik, 
die Vermögensbildung oder die Bodenrechts
reform bis hin zum Umweltschutz – stelle sich, so 
beispielsweise der Soziologe Helmut Schelsky, 
die Frage, ob man »die Selbstbestimmung 
möglichst vieler über das eigene Lebensschick-
sal« fördern wolle oder soziale Wohlfahrt »durch 
Einsetzung betreuender Herrschaftsgruppen« 
erreichen möchte (Schelsky, 1976, 20).

Der staatliche »Solutionismus« (Leendertz, 
2022a, 10), der die sozial-liberale Aufbruch-
stimmung auch im Inneren bestimmte, verlor 
zunehmend an Unterstützung. Die Hoffnung, 
dass der Staat über steuernde Eingriffe auf der 
Basis wissenschaftlicher Analysen gesellschaft-
liche Innovationen anstoßen könne, verblasste 
mehr und mehr. So öffnete sich zum Ende der 
sozial-liberalen Koalition das Einfallstor für eine 
neue Welle der Bürokratiekritik. 

2.3 Dritte Welle: Bürokratiekritik nach der 
Ölkrise bis zur Wiedervereinigung  
(Mitte 1970er- bis Anfang 1990er-Jahre) 

Spätestens infolge des Ölpreisschocks wuchs 
die Kritik an der Bürokratie kontinuierlich an. 
Ende der 1970er-Jahre erschienen in den 
Tageszeitungen regelmäßig plakative Artikel 
wie »Sumpfblüte Bürokratie«, »Bürokratie – da 
vergeht einem das Lachen«, »Die Bürokratie 
frißt ihre Bürger«, »Die Bürokratie tötet den 
Fortschritt« oder »Die Bürokratie erstickt das 
Leben« (vgl. zu dieser Auswahl Bosetzky, 
1978, 115; Geißler, 1978). Weil die Reform-
bemühungen der sozial-liberalen Koalition mit 
einer Ausweitung des Wohlfahrtsstaats und 
einer Vergrößerung des Verwaltungsapparats 
verbunden waren, richtete sich die Kritik ver-
stärkt gegen die damit verbundenen Bürokrati-
sierungseffekte. 

Die sozial-liberale Koalition wollte 
über eine klügere staatliche Steuerung 
umfassende Reformen anstoßen.
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Ganz im Sinne des Neoliberalismus 
setzte Helmut Kohl auf weniger 

staatliche Leistungen, Deregulierung 
und einen Rückbau des Staates.

Mit der Wiedervereinigung erlahmte 
das Interesse am Bürokratieabbau.

Die CDU, damals in der Opposition, veranstal-
tete Ende der 1970er-Jahre unter dem Titel 
»Verwaltete Bürger – Gesellschaft in Fesseln« 
eine prominent besetzte Konferenz, in der die 
negativen Folgen der Bürokratisierung syste-
matisch aufgezeigt werden sollten. Die SPD 
reagierte auf die ansteigende Bürokratiekritik 
mit einer eigenen Konferenz, auf der Vor-
schläge zur Entbürokratisierung diskutiert wur-
den, konnte aber der CDU-Initiative nicht mehr 
den Wind aus den Segeln nehmen (Mayntz/
Feick, 1982, 282). 

Die Regierungsübernahme durch CDU/CSU 
und FDP Anfang 1982 führte zu dem Versuch 
der Neubestimmung der Rolle des Staates. 
Helmut Kohl war als neuer Bundeskanzler 
mit dem Anspruch angetreten, das »Recht zu 
vereinfachen« und »Überreglementierung zu 
beseitigen« (Kohl, 1983, 23). Der Staat müsse 
»auf seine ursprünglichen und wirklichen 
Aufgaben« zurückgeführt werden (zitiert nach 
Jann/Wewer, 1998, 229). Ganz im Sinne der 
neoliberalen Welle in Großbritannien und den 
USA setzte Helmut Kohl auf eine Reduzierung 
staatlicher Leistungen, einen Rückbau des 
Staates, eine Zurücknahme von Regulierungen 
und – mit weniger starker Akzentuierung – eine 
Modernisierung der Verwaltung (Jann/Wewer, 
1998, 231). 

Die Arbeit am Bürokratieabbau wurde in eine 
»Unabhängige Kommission für Rechts- und 
Verwaltungsvereinfachung« beim Bundes-
ministerium des Innern unter Leitung des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Horst 
Waffenschmidt verlagert. Die Kommission 
bestand aus einem guten Dutzend Experten 
aus den Ländern und Kommunen und aus der 
Wirtschaft. Vorschläge zum Bürokratieabbau 
wie die Abschaffung von Monatsmeldungen 
zum Werksfernverkehr oder der Verzicht auf 
das Aushängen von anstehenden Eheschlie-
ßungen in Schaukästen wurden von einem im 
Bundesministerium des Innern angesiedelten 
Referat geprüft und dann der Kommission zur 
Entscheidung vorgelegt. 

Ende der 1980er-Jahre wuchs – auch auf-
grund der begrenzten Durchsetzungskraft der 
Waffenschmidt-Kommission – die Kritik am 
mangelnden Interesse der Regierung Kohl 
an Verwaltungsvereinfachungen. Diese Kritik 

wurde jedoch komplett durch die Wieder-
vereinigung überlagert. Weitere Forderungen 
nach einer Verwaltungs-, Dienstrechts- oder 
Haushaltsreform verstummten im Einigungs-
taumel. Stattdessen wurde das westdeutsche 
Verwaltungssystem eins zu eins auf die neuen 

Bundesländer übertragen (Jann/Wewer, 1998, 
241). Der Einigungsprozess, so die Haltung 
der damaligen Regierung, solle »auf keinen 
Fall als Einfallstor für etwaige verwaltungs-
politische Neuerungen ›missbraucht‹ werden 
können« (Jann/Wewer, 1998, 239; Leendertz, 
2022b). 

Die »Übernahme der DDR durch die alte 
Bundesrepublik« erschien, so der Journalist 
Ralph Bollmann (2012, 279), als ein »glänzen-
des Beispiel für die Leistungsfähigkeit einer 
staatlichen Bürokratie« und trug dazu bei, dass 
der Druck auf einen Bürokratieabbau im Zuge 
der Wiedervereinigung kurzzeitig nachließ. Der 
Effekt der Wiedervereinigung mit den Heraus-
forderungen des Umbaus der Verwaltungen 
in den ostdeutschen Ländern war eine ver-
gleichsweise lange Welle aus Bürokratiekritik 
und Bürokratieabbau, die von den späten 
1970er-Jahren bis Anfang der 1990er-Jahre 
andauerte. 
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Ende der 1990er-Jahre mischten 
Unternehmensberatungen kräftig  
bei der Reformdiskussion und 
Bürokratiekritik mit.

2.4 Vierte Welle: Bürokratiekritik nach der 
Konsolidierungsphase (Mitte 1990er- bis frühe 
2000er-Jahre)

Ab Anfang der 1990er-Jahre verschärfte sich 
die Kritik an einer »lähmenden Überbürokra-
tisierung« erneut. Deutschland drohe, so bei-
spielsweise die spätere Klage des Publizisten 
Arnulf Baring, zu scheitern, weil es zu einer 
»Gängelung durch Abertausende staatlicher 
Vorschriften« komme. Das Land sei von 
einer »Regulierungswut« besessen, die »alles 
Leben im Keim zu ersticken« drohe (Baring, 
1997, 43). 

Erstmals mischten sich auch Unternehmens-
beratungen mit einer Kritik an einer Überbüro-
kratisierung in die Diskussion ein: Deutschland 
sei durch eine »erstickende Staatsquote« 
und durch ein »flächendeckendes Bildungs-
desaster« geprägt. Investoren würden aus 
einem »übersteuerten Land« fliehen (Andersen 
Consulting et al., 1998, 15 f.). Der Vorwurf 
lautete, dass die Krise zwar allgemein erkannt 
werde, aber ein allgemeiner »Reformstau« 
herrsche; »Steuerreform«, »Sozialreform«, 
»Gesundheitsreform«, »Verwaltungsreform«, 
»Hochschulreform« – all das würde sich »in der 
Warteschleife befinden« (Andersen Consulting 
et al., 1998, 21). 

Die von Helmut Kohl geführte Regierung aus 
CDU/CSU und FDP reagierte auf die wach-
sende Kritik mit der Einsetzung des Sach-
verständigenrats »Schlanker Staat«. Bei der 
Wahl der Bezeichnung für den Sachverstän-
digenrat nahm man Anleihe bei Management-
debatten der frühen 1990er-Jahre, in denen 
über schlankere Produktions- und Entwick-
lungsprozesse für Unternehmen diskutiert 
wurde: Aus der Forderung nach »schlanke-

ren Unternehmen« wurde die nach einem 
»schlankeren Staat«. Aus der Forderung nach 
»Lean Production« wurde die nach »Lean 
Administration«.3

Doch mit dem Sachverständigenrat gelang 
es der Bundesregierung nur begrenzt, die 
steigende Unzufriedenheit an der Bürokratie 
in den Griff zu bekommen. Aus der Oppo-
sition heraus hatte die SPD früh begonnen, 
über ihre politische Stiftung das Thema mit 
einer Reihe von Expertisen zu besetzen 
(Pfeiffer, 1992). Ziel der Vorschläge für eine 
Staatsreform war es dabei, »die Steuerungs-
fähigkeit des Staates nach innen und nach 
außen« durch eine Modernisierung zu ver-
bessern. »Steuern statt Rudern«, »Resultate 
statt Regeln«, »Eigenverantwortung statt 
Hierarchie«, »Wettbewerb statt Monopol« und 
»Motivation statt Alimentation« waren Stich-
worte, mit denen die Partei versuchte, sich zu 
positionieren. Die »staatliche Leistungsfähig-
keit« sei, so der Tenor, eine »entscheidende 
Voraussetzung demokratischer Stabilität« 
(Jann, 1994). 

Nicht zuletzt aufgrund des Erfolgs der Labour-
Regierung unter Tony Blair in Großbritannien 
(»New Labour«) übernahm die SPD in ihre 
Programmatik der »Neuen Mitte« zunehmend 
die eher von konservativen Regierungen 
vertretenen neoliberalen Steuerungselemente. 
Mit der Bildung der rot-grünen Koalition unter 
Bundeskanzler Gerhard Schröder und der 
Verabschiedung der Agenda 2010 ließ die 
öffentliche Bürokratiekritik kurzzeitig nach. 
Dieses Programm, das durch eine Kommis-
sion unter Leitung von Peter Hartz vorbereitet 
worden war, zielte zwar vorrangig auf Refor-
men im Arbeitsmarkt und in der Sozialpolitik 
ab, führte aber dazu, dass der von CDU und 
CSU stark mit dem Thema Entbürokratisierung 
betriebene Bundestagswahlkampf nicht wirk-
lich verfangen konnte (dazu kritisch: Bollmann, 
2012, 277).

3 � Dieser Ausdruck beruht wie viele ähnliche Redewendun-
gen auf angloamerikanischen Managementlehren, hier 
von »Lean Production« über »Lean Management« und 
»Lean Marketing« hin zu »Lean Administration« und »Lean 
Government«, vgl. König, 2000, 51; auch Stöbe, 1998 im 
»Handbuch zur Verwaltungsreform« (Blanke et al., 1998). 
Interessanterweise verschwand das Stichwort »Schlanke 
Verwaltung (Lean Administration)« aus einer späteren Fas-
sung des Handbuchs, vgl. Blanke et al., 2005.
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2.5 Fünfte Welle: Bürokratiekritik nach der 
Agenda 2010 und Verstetigung des Bürokratie-
abbaus (späte 2000er-Jahre)

Mit dem Abflauen des rot-grünen Reformelans 
und der zunehmenden Kritik an der Agenda 
2010 gelang es der Opposition, das Thema 
wieder stärker in der Öffentlichkeit zu besetzen. 
Das wurde auch dadurch ermöglicht, dass die 
Bundesregierung jenseits der Agenda-Politik 
mit ihren Maßnahmen zur Entbürokratisierung 
weitgehend gescheitert war.4 Angela Merkel, 
Kanzlerkandidatin von CDU und CSU, führte 
2005 ihren Wahlkampf mit den Formeln »weni-
ger Vorschriften«, »einfachere Verwaltung« und 
»mehr unternehmerische Freiheit«.

Nach ihrem – für einige eher überraschen-
den – Wahlsieg stand Angela Merkel vor der 
Herausforderung, die im Wahlkampf erhobe-
nen Versprechen umzusetzen. Schon in ihrer 
Regierungserklärung verkündete sie, dass sie 
die Entbürokratisierung zur Chefsache machen 
würde (Wimmersberg, 2007). Die »Frage des 
Bürokratieabbaus« sei der Aspekt, bei dem 
die Regierung am meisten leisten könne und 
müsse. Deutschland müsse von »Bürokratie 
und altbackenen Verordnungen« befreit werden. 
Man müsse sich »klare Reduktionsziele« für die 
»Bürokratiekosten« geben (Merkel, 2005, 6).

Weil die Wirkungen der immer zeitlich be-
fristeten Kommissionen begrenzt waren, sah 
sich die Regierung unter Merkel gezwungen, 
zu neuen Instrumenten zu greifen. Eingeführt 
wurde eine neue Regelung, nach der für 
neue Gesetze die Kosten der Unternehmen 
für deren Erfüllung nach dem sogenannten 
Standardkostenmodell ausgerechnet werden 
mussten. Als Zielmarke wurde ausgegeben, 
dass man die Bürokratiekosten der Unterneh-
men um 25 Prozent – nicht mehr wie noch im 
Wahlkampf propagiert um 50 Prozent – redu-
zieren wolle. Statt einer neuen Kommission 

4 � Vgl. zu den Bemühungen Bogumil/Jann, 2020, 299; eine 
umfangreiche Vorschlagsliste für den Bürokratieabbau in 
der zweiten Amtsperiode der Regierung Schröder bieten 
Kroker et al., 2004.

wurde beim Bundeskanzleramt dauerhaft der 
sogenannte Normenkontrollrat eingerichtet, 
der als eine Art »Bürokratie-TÜV« Gesetze im 
Hinblick auf ihre Bürokratielasten überprüfen 
sollte (Röttgen, 2006). 

2.6 Sechste Welle: Bürokratiekritik nach der 
Finanz- und Wirtschaftskrise (ab den frühen 
2010er-Jahren) 

Spätestens mit der Weltwirtschaftskrise auf-
grund der globalen Turbulenzen im Finanzsektor 
kam es zu einer Renaissance der Bürokratie-
kritik. Die Forderung nach einem »nachhaltigen 
Bürokratieabbau« wurde in den Kontext »der 
schwersten Finanz- und Wirtschaftskrisen seit 
Jahrzehnten gestellt«. Kostengünstiger, als 
durch das Zurückschneiden »bürokratischer Be-
lastungen«, so gemeinsam Friedrich Merz (CDU) 
und Wolfgang Clement (SPD) im Jahr 2010, 
seien Programme zur Wirtschaftsförderung 
nicht zu haben (Clement/Merz, 2010, 91).

Das bereits einige Jahre vor der Finanzkrise 
angelaufene »Programm Bürokratieabbau 
und bessere Rechtsetzung« wurde weiter 
ausgebaut, die verpflichtende Messung des 
Erfüllungsaufwands ausgeweitet und die Rolle 
des Normenkontrollrates gestärkt. Es wurden 
hintereinander mehrere Bürokratieentlastungs-
gesetze verabschiedet. 

Mit der Regierung aus CDU/CSU und SPD 
unter dem Bundeskanzler Friedrich Merz 
wurde das Thema Bürokratieabbau im Mai 
2025 dann erneut auf die politische Agenda 
gesetzt und im Koalitionsvertrag als einer der 
Schwerpunkte der Regierungsarbeit fixiert. 
Der institutionelle Höhepunkt ist dabei die 
Einrichtung des Bundesministeriums für Digi-
tales und Staatsmodernisierung, in dem die 
verschiedenen Maßnahmen zum Bürokratie
abbau gebündelt werden sollen.
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Die Phasen einer Welle 
der Bürokratiekritik

Mit Blick auf die Bürokratiekritik in der Bundes
republik ist es interessant, wie die einzelnen 
Wellen im Detail erfolgten. Dabei kann an 
Überlegungen in der Politikwissenschaft an-
geschlossen werden, denen zufolge politische 
Reformen in Zyklen ablaufen. Ähnlich wie in der 
Wirtschaft, in der es nach Phasen der Stabilität 
aufgrund von Überproduktion und Absatz
stockung immer wieder zu Krisen komme, auf 
die der Staat mit Reformvorhaben reagiere, 
komme es auch in einzelnen Themenfeldern 
der Politik regelmäßig zu Legitimationskrisen, 
auf die dann mit Reformkonzepten reagiert 
werde (Downs, 1957; Ruß-Mohl, 1981). 

Anders als beispielsweise bei Pandemien, Krie-
gen oder Naturkatastrophen, die ein Thema 
plötzlich in den Mittelpunkt der politischen 
Debatte rücken, ist die Kritik an der Bürokra-
tie eine Art Grundrauschen in der öffentlichen 
Diskussion. Grund dafür ist, dass sie sich mit 
unterschiedlichen Themen wie wirtschaftlicher 
Rezession, Problemen in der Infrastruktur, 
Schwierigkeiten im Erziehungssystem oder 
mangelnden Anpassungsfähigkeiten im Wis-
senschaftssystem verbinden lässt. Damit das 
Thema Bürokratie im öffentlichen Diskurs an 
Fahrt gewinnt und eine Welle aus wachsender 
Bürokratiekritik, Etablierung von Maßnahmen 
zum Bürokratieabbau und Phasen der Ernüch-
terung über die Effekte der Reform einsetzt, 

bedarf es eines sich selbst verstärkenden und 
dann wieder abschwächenden Prozesses. 
Dieser lässt sich in vier Phasen einteilen:

3.1  Initialphase: Beginn einer Welle 
der Bürokratiekritik 

Zu Beginn einer Welle häufen sich Klagen über 
»zu viel Staat«, »zu viel Regulierung« oder 
»zu viel bürokratischer Verwaltung«. Aus der 
Politik, den Massenmedien, der Wissenschaft 
und der Wirtschaft werden in der Initialphase 
Stimmen lauter, die sich über eine wachsende 
Normendichte für Bürger beschweren, die 
Überformung des wirtschaftlichen Handelns 
durch staatliche Vorgaben bemängeln und die 
Überlastung der Verwaltungen mit immer mehr 
Aufgaben kritisieren (Luhmann, 1970).

Damit die Kritik an zu viel Bürokratie an 
Schwung gewinnt, bedarf es in der Regel 
keines besonderen Auslösers. Im Gegenteil: 
Konkrete Ereignisse wie Massenpaniken bei 
Volksfesten aufgrund fehlender Evakuierungs-
konzepte oder bei Bränden in Diskotheken 
wegen mangelhafter Brandschutzkonzepte 
sind eher Anlässe, über lückenhafte oder un
zureichende bürokratische Regelungen – also 
um über zu wenig Bürokratie – zu klagen. 

Wichtiger als ein konkretes Ereignis ist bei 
der Bürokratiekritik eine ansteigende Unzufrie-
denheit. Dabei werden immer mehr politische 
Themen mehr oder minder willkürlich mit einer 
bürokratischen Überlastung in Verbindung 
gebracht. Der wirtschaftliche Niedergang von 
Unternehmen, Probleme in der Gesundheits-
versorgung, fehlende Aktivitäten im Bausek-
tor, schlechtes Abschneiden der Schulen bei 

Bürokratiekritik ist eine Art  
Grundrauschen im politischen Diskurs.

Kapitel 3
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Bildungsvergleichstests oder mangelnde Inno-
vationskraft der Universitäten werden mit dem 
Gegenstand der Bürokratie verknüpft.

In dieser Phase versuchen Akteure aus unter-
schiedlichen Bereichen, sich zu diesem Thema 
zu positionieren. Interessenorganisationen 
lassen ihre Kritik an den aus ihrer Sicht zu 
hohen Umweltschutz-, Arbeitsschutz- oder 
Menschenrechtsstandards über das Thema 
Bürokratie laufen. Politiker erkennen in den 
Themen Bürokratiekritik und Staatsmoderni-
sierung eine Nische, in der sie sich profilieren 
können, ohne sofort Widerspruch zu provozie-
ren (so Clement/Merz, 2010). Beratungsunter-
nehmen, deren Konzepte in Wirtschaftsunter-
nehmen einen Sättigungsgrad erreicht haben, 
versuchen mit Diagnosen einer grundlegenden 
Krise des Staates und umfassenden Maß-
nahmenkatalogen zum Bürokratieabbau neue 
Märkte zu erschließen. 

3.2 Erhitzungsphase: Verschärfung der Kritik

Die Erhitzung der Bürokratiekritik lässt sich 
häufig mit anstehenden Wahlen in Verbindung 
bringen. Die Oppositionsparteien versuchen, 
sich über Expertisen, Anhörungen und Parla-
mentsanträge als Staatsreformer zu profilieren. 
Auf diese Initiativen reagieren die Regierungs-
parteien dann mit eigenen Initiativen in Form 
von Expertisen, Kongressen und Kampagnen 
(so zum Beispiel Ende der 1970er-Jahre durch 
die Oppositionspartei CDU und Ende der 
1990er-Jahre durch die Opposition von SPD 
und Grünen; Jann/Wewer, 1998, 254). Auch 
wenn sich die Kritik an der Bürokratie und die 
Vorschläge zu ihrem Abbau häufig inhaltlich 
nicht unterscheiden, gewinnt das Thema durch 
die Frontstellung zwischen Regierung und 
Opposition an Prominenz. 

Die Aufmerksamkeit für das Thema nimmt 
immer mehr zu. Massenmedien berichten 
nicht mehr nur kursorisch über den einen oder 
anderen »bürokratischen Irrsinn«, sondern 
behandeln das Thema in Artikelserien. Es sind 
nicht mehr nur einzelne Politiker, die sich des 
Gegenstands der Bürokratie annehmen, son-
dern ganze Arbeitskreise in den Parteien, die 
sich ausschließlich mit Bürokratieabbau, Ver-
waltungsautomatisierung und Staatsmoderni-

sierung beschäftigen. Beratungsunternehmen, 
die sich vorher einzeln in den Themen Verwal-
tungsinnovation und Staatsmodernisierung 
profiliert haben, schließen sich in Beraterinitiati-
ven zusammen, um sich im politischen Diskurs 
zu brüsten (zum Beispiel Andersen Consulting 
et al., 1998). 

Im Rahmen der zunehmenden Aufmerksamkeit 
kommt es gleichermaßen zu einer zunehmen-
den Problemdramatisierung. Immer mehr politi-
sche Themen werden so reformuliert, dass sie 
mit der Kritik an der Bürokratie verbunden wer-
den können. Gerade die Unbestimmtheit des 
Begriffs der Bürokratie ermöglicht es, dass so 
unterschiedliche Themen wie die Regulierung 
von Unternehmen, die Privatisierung staatlicher 
Dienstleistungen, die Kosten des Sozialstaats, 
die Digitalisierung von Verwaltungsprozessen 
und die Einstellungspraxis des öffentlichen 
Dienstes im Rahmen eines Diskurses zusam-
mengebunden werden können. 

Es entstehen dabei Allianzen von Akteuren aus 
unterschiedlichen Feldern. Stiftungen bilden 
mit (ehemaligen) Prominenten aus Politik, 
Wissenschaft und Massenmedien Kommis
sionen, die in wenigen Monaten Vorschläge für 
eine grundlegende Modernisierung des Staates 
erarbeiten sollen. Interessenorganisationen 
der Wirtschaft beauftragen Wissenschaft-

Bürokratiekritik fußt auf Unzufriedenheit. 
Dabei werden politische Themen 

willkürlich miteinander vermischt.

Die Unbestimmtheit des Begriffs 
Bürokratie erlaubt es, beliebige Themen 
wie Deregulierung, Digitalisierung oder 

Sozialstaatskritik zu verbinden.
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ler mit Studien, um ihre Forderungen nach 
Deregulierung zu untermauern. Es bilden sich 
– teilweise mit öffentlichen Mitteln geförderte – 
Gruppierungen, die zumindest suggerieren, 
dass man es bei den Initiativen zum Abbau der 
Bürokratie, zur Reform der Verwaltung und zur 
Transformation des Staates mit einer eigenen 
sozialen Bewegung zu tun hat. Es entsteht ein 
»Esprit de Corps«, der zumindest kurzzeitig 
das Gefühl vermittelt, dass man gemeinsam 
einen grundlegenden Transformationsprozess 
anstoßen könne (Thompson, 1965, 10).

3.3  Institutionalisierungsphase:  
»bürokratisierte Entbürokratisierung«

Nach einer Wahl – besonders nach einem 
Regierungswechsel – sieht man, wie der 
erhitzte Diskurs langsam abkühlt. Die For-
derung nach Bürokratieabbau wird erneut in 
den Koalitionsverträgen festgeschrieben und 
Vereinbarungen über konkrete Maßnahmen 
für die Legislaturperiode werden getroffen. 
In der Regierungserklärung hebt die Bundes
kanzlerin oder der Bundeskanzler hervor, 
dass man den Bürokratieabbau jetzt noch 
entschiedener angehen werde. 

Ein zentrales Instrument der Politik ist es, zum 
Thema Bürokratieabbau Kommissionen ein-
zusetzen, die konkrete Vorschläge erarbeiten 
sollen. Während vor der Wahl Kommissionen 
zum Bürokratieabbau von Verbänden, Lobby
organisationen und Stiftungen eingerichtet 
werden, werden nach der Wahl solche Exper-
tengremien in der Regel von der Regierung ein-
gesetzt und von einer im zuständigen Ministe-
rium angesiedelten Geschäftsstelle unterstützt 
(Siefken, 2019). Die Kommissionsmitglieder 
erhalten einen konkreten Arbeitsauftrag und 
gehen nach der Vorlage des Forderungskata-
logs wieder auseinander. 

Da sich immer deutlicher abgezeichnet hat, 
dass die Wirksamkeit von Kommissionen 
begrenzt ist, lässt sich über die verschiedenen 
Wellen zunehmend eine Verstetigung der Ent-
bürokratisierungsbemühungen beobachten.5 
Statt den Abbau von Bürokratie über Kommis-
sionen in immer neue Zusammensetzungen zu 
treiben, werden stabile staatliche Strukturen 
eingerichtet (siehe für die frühe Einrichtung 
einer solchen Stelle in den USA: DeMuth/Gins-
burg, 1986). Die Basis dieser bürokratisierten 
Entbürokratisierung ist die Einrichtung eines 
eigenen Zweiges innerhalb der Verwaltung, der 
sich um den Abbau der Bürokratie kümmern 
soll (Wilkens, 2017, 30). Von der Regierungs-
zentrale eingesetzte »Entbürokratisierungs
beauftragte«, eine bei einem Ministerium an-
gesiedelte »Geschäftsstelle Bürokratieabbau«, 
ein autonomer »Normenkontrollrat« oder gleich 
ein eigenes »Transformationsministerium« 
sollen weiteres Wuchern der Bürokratie verhin-
dern, das Regulierungsgestrüpp durchforsten 
und Regelwildwuchs zurückschneiden (Bull, 
2022, 41).

Gerade die Verabschiedung von Bürokratie
abbaugesetzen, die Formulierung von Entbüro-
kratisierungsmaßnahmen und das Inkrafttreten 
von Flexibilisierungsverordnungen helfen, der 
anhaltenden Kritik an staatlicher Bürokratie den 
Wind aus den Segeln zu nehmen. Der Tenor 
lautet, dass man als Regierungspolitiker mit 
den Oppositionspolitikern, Journalisten und 
Vertretern der Interessenverbände die Kritik 
am Wuchern der Bürokratie teile und jetzt ver-
schiedene Maßnahmen ergriffen habe, um das 
Problem in den Griff zu bekommen.

3.4 Ernüchterungsphase: Konfrontation mit 
der bitteren Realität

Wie bei allen Reformvorhaben stellt sich nach 
einer gewissen Transformationseuphorie 
schnell Ernüchterung ein. Reformen, so der 
Soziologe Niklas Luhmann, beglaubigen sich 
selbst mit einem oft bis ins Detail ausgearbei-
teten »semantischen Apparat« aus Prinzipien, 

5 � Küppers (2025, 85) verweist auf den Antrag der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion vom 1. Juli 2003 (BT-Drucksache 
15/1330), der festhält, dass es an »systematischen, auf die 
Dauer angelegten und damit durchgreifenden Maßnahmen 
und Instrumenten zum Rückbau von Bürokratie« mangele.

Expertenkommissionen, gesetzliche 
Maßnahmenkataloge und Flexibilisierungs
versprechen besänftigen die Bürokratiekritik.
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Normen, Standards, Statistiken und Bilanzen. 
Die »Poesie der Reform« mit all ihrer Emphase 
erzeugt hohe Erwartungen (Luhmann, 2000, 
339). 

Aber die Reformen können die Erwartungen 
nicht erfüllen. Es wird deutlich, dass sie nicht 
so einfach umzusetzen sind, wie man sich das 
ursprünglich vorgestellt hat. Gerade ambi-
tionierte Reformkonzepte werden im Aus-
handlungsprozess immer stärker verwässert, 
sodass sie nur begrenzte Wirkungen erzielen 
können. Die ungewollten Nebenfolgen zeich-
nen sich deutlicher ab, die Kritik verdichtet 
sich. In dieser Ernüchterungsphase werden die 
Klagen zunehmend lauter, dass zwar »diverse 
Projekte« angestoßen wurden, aber jenseits 
von »viel Ankündigung« und »viel Rhetorik« 
»kaum messbare Ergebnisse« herausgekom-
men sind (so die Bilanz zur Initiative »Schlanker 
Staat« zum Ende der Kohl-Regierung; vgl. 
Jann/Wewer, 1998, 257).

Gerade aus der praxisnahen Verwaltungswis-
senschaft und der politiknahen Organisations-
beratung kommen erste Analysen, weswegen 
der ambitionierte Plan zum Bürokratieabbau 
gescheitert ist. Es wird beklagt, dass die Be-
harrungskräfte zu groß gewesen wären, sich 
das Mindset der Verwaltungsbeamten noch 
nicht ausreichend geändert hätte, die Initia

tiven von Quereinsteigern nicht berücksichtigt 
wurden, es in den Behörden an Kompetenzen 
im Change-Management gemangelt, dass 
es an mächtigen Reformpromotoren in den 
Ministerien gefehlt und das »Commitment« der 
Regierungsspitze wegen aktueller Krisen nach-
gelassen hätte (Baumgart/Muster, 2023, 179). 

Im gescheiterten Bürokratieabbau liegt aber 
dann auch der Beginn der nächsten Welle der 
Bürokratiekritik. Es wird abermals bemängelt, 
dass die bisherigen Maßnahmen nicht ausrei-
chend gegriffen haben und deswegen bei allen 
Bemühungen die bürokratische Belastung noch 
größer geworden ist. Das »Nicht-Gelingen«, 
so die Rechtshistorikerin Pascale Cancik, 
wird dabei geradezu zum »Beweis des immer 
dringlicher werdenden Bürokratieabbaus«. 
Bei der Bürokratiekritik handle es sich um eine 
»nicht enden könnende Eskalationsschleife, die 
zu noch mehr Bürokratieabbau-Versprechen« 
führe (Cancik, 2025, 1189 f.). Eine neue Welle 
der Bürokratiekritik beginnt. 

Im politischen Aushandlungsprozess 
verwässern ambitionierte Reformen;  

auf Ernüchterung folgt neue Bürokratiekritik.
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Die Machart der Kritik an überbordender Büro-
kratie und die Rufe nach deren Ab- oder Rück-
bau ähneln überraschend stark der Kritik an 
überkommenen Managementmodellen und der 
Forderung nach neuen Managementkonzepten 
(Kühl, 2025). Gesellschaftliche Herausforde-
rungen werden dramatisiert und grundlegende 
Veränderungen gefordert. Die Unbestimmt-
heit des Begriffs Bürokratie beziehungsweise 
Bürokratieabbau macht unterschiedliche 
Kritikpunkte, Diskussionsstränge und Lösungs-
ansätze anschlussfähig. Es wird mit Gegen-
begriffen hantiert, die gerade im Kontrast zum 
Schmähbegriff der Bürokratie glänzen können. 
Begleitet von einer wohlklingenden Prosa 
werden die immer gleichen Lösungsvorschläge 
präsentiert, die häufig lediglich semantisch 
überholt werden. Eine wichtige Rolle spielt 
dabei das Storytelling, bei dem einige wenige 
Geschichten des Bürokratieirrsinns immer 
populärer werden. Kontrastiert wird das durch 
Lobpreisungen einiger weniger Vorreiterorgani
sationen oder -staaten, die zeigen, dass Büro-
kratieabbau machbar ist. 

Wenn man sich die verschiedenen Wellen 
der Bürokratiekritik anschaut (vgl. Kapitel 2), 
dann lassen sich sowohl dabei als auch bei 
den Vorschlägen zum Bürokratieabbau (vgl. 
auch die Phasen in Kapitel 3) die Konturen der 
inhaltlichen Muster immer deutlicher erkennen: 

Über die verschiedenen Wellen bilden sich 
etablierte Bausteine der Bürokratiekritik und 
der Bürokratieabbaurhetorik ab, auf die man 
fast schon routinemäßig zurückgreifen kann. 
Häufig werden in einer neuen Welle Formulie-
rungen, Geschichten und Lösungen lediglich 
recycelt, manchmal erkennt man innovative 
Wortschöpfungen, die Ideen »frischer« wirken 
lassen sollen. 

4.1 Dramatisierung gesellschaftlicher 
Herausforderungen 

Ausgangspunkt fast jeder Bürokratiekritik  
– wie analog auch jeder Managementmode – 
ist die Feststellung grundlegender gesellschaft-
licher Veränderungen. Es ist die Rede von einer 
zunehmenden Verknappung der Rohstoffe, 
einer wachsenden Gefahr durch terroristische 
Anschläge, der Bedrohung durch globale Pan-
demien, der Verschärfung regional begrenzter 
Kriege, einer Zunahme von Naturkatastrophen, 
den Effekten der Erhöhung von Staatsverschul-
dung und den Risiken wachsender sozialer 
Ungleichheit. Die Welt werde immer komplexer, 
die gesellschaftlichen Entwicklungen seien 
immer schwerer einzuschätzen und die Risiken 
wirkten immer bedrohlicher (Kotter, 2014, 3 ff.; 
Robertson, 2016, 7).

Die staatlichen Verwaltungen, so die übliche 
Diagnose, seien auf solche Herausforderun-
gen nicht vorbereitet. Die überbürokratisierten 
Behörden würden verhindern, dass der Staat 
schnell, flexibel und effizient auf die sich ver-
schärfenden Problemlagen reagieren könne 
(Czerwick, 2007, 39). Dabei wird zugestan-
den, dass das bürokratische Modell früher 
zufriedenstellend funktioniert habe. Aufgrund 

Elemente der Bürokratiekritik

Kapitel 4

Bürokratie- und Managementkritik ähneln 
sich: Herausforderungen werden dramatisiert, 
grundlegende Veränderungen gefordert.
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›Zu umständlich, zu behäbig, zu wenig 
digital!‹ – so lautet die gängige Pauschal-

kritik an der öffentlichen Verwaltung.

Kafkaeske Situationen – egal ob 
wahr oder falsch – sind die Lieblings

geschichten der Bürokratiekritiker.

der stabilen Umweltbedingungen hätten 
Verwaltungen durch genaue Vorausplanung, 
zentrale Kontrolle und das Vermeiden von 
Abweichungen effizient agieren können. Ange-
sichts einer zunehmend turbulenten Umwelt 
würde sich die Bürokratie aber immer stärker 
als Hemmschuh für einen handlungsfähigen 
Staat erweisen.

Die öffentlichen Verwaltungen – von der Minis-
terialbürokratie über die Sozialbehörden bis hin 
zu den staatlichen Dienstleistungsbetrieben – 
genügten häufig nicht mehr den Minimalanfor-
derungen. Windkraftanlagen würden zu lang-
sam oder gar nicht genehmigt, der Bau einer 
neuen Straße oder einer neuen Werkshalle 
versickere im Dickicht von Bauordnungsamt 
und Unterer Wasserbehörde und die Beschaf-
fung neuer Waffensysteme für die Bundeswehr 
scheitere häufig nicht am Geld, sondern an zu 
aufwendigen Ausschreibungsverfahren. Kurz: 
Die öffentliche Verwaltung sei zu umständlich, 
zu behäbig, zu wenig digital.

Für die Verwaltung wird deshalb regelmäßig 
nach nicht weniger als einer Jahrhundertreform 
verlangt. Es bedürfe, so schon eine Forderung 
in den späten 1970er-Jahren, in Deutschland 
einer »Entscheidung von Ludwig Erhard’scher 
Dimension«, um die »erstickende Wanderdüne 
der Paragrafen und die Übermacht der Ämter« 
einzudämmen (Barzel, 1978, 10). Es brauche 
dafür nicht mehr allein den Abbau von Vor-
schriften oder die Beschleunigung von Pla-
nungsprozessen, sondern eine grundlegende 
Kernsanierung des Staates. Das Problem seien 
nicht die einzelnen Vorschriften, Berichtspflich-
ten, Kontrolldichten oder Digitalisierungsrück-
stände, sondern ein Staat, der sich mit seinem 
Steuerungsanspruch komplett übernommen 
habe (Brinkhaus, 2024, 2). 

Ähnlich wie in der Managementliteratur für 
Unternehmen wird auch in der Vorstellung von 
Entbürokratisierern nicht selten die Notwen-
digkeit einer Revolution beschworen (Margetts, 
2010, 19). Selbst Politiker, die bei ihren politi-
schen Forderungen häufig nicht mit einer radi-
kalen Agenda in Verbindung gebracht werden 
wollen, verwenden beim Thema Bürokratie
abbau das Wort der Revolution. Leo Trotzki 
oder Mao Zedong wären angesichts der Forde-
rungen im Bürokratisierungsdiskurs nach einer 

»permanenten Revolution«, einer »radikalen 
Transformation« oder einem »grundlegenden 
Paradigmenwechsel« vermutlich grün vor Neid 
geworden.6 

4.2 Storytelling in der Bürokratiekritik

Auffällig ist, wie stark die Kritik an der Bürokra-
tie mit Geschichten verbunden wird, die sich 
über Jahrzehnte in verschiedenen Variationen 
gehalten haben. So wird immer wieder die 
Geschichte von dem Organisator eines Dorf-
fests erzählt. Dieser hätte das Fest damals auf 
dem Amt innerhalb von einer halben Stunde 
genehmigt bekommen, während er heutzutage 
etliche Tage damit beschäftigt sei, Einzelheiten 
mit verschiedenen Behörden abzustimmen, 
umfangreiche Anträge auszufüllen und Sicher-
heitskonzepte zu erstellen (Barzel, 1978, 9). Es 
wird immer wieder darüber geklagt, dass Ein-
zelhändler gezwungen werden, ihren Kunden 
einen Papierbeleg physisch auszuhändigen, 
auch wenn die Kunden diesen gar nicht haben 
möchten. 

Attraktiv sind dabei Geschichten, in denen es 
zu besonders kafkaesken Situationen kommt. 
So wird immer wieder die Geschichte vom 
Bäcker reproduziert, von dem die Arbeits-
schutzbehörde zur Reduzierung der Rutsch
gefahr gerillte Kacheln verlangt, während 

6 � Siehe für vergleichbare Beobachtungen bezüglich Manage-
mentmoden Micklethwait/Wooldridge, 1996, 14.
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gleichzeitig das Gesundheitsamt aufgrund 
erhöhter Hygienestandards glatte Kacheln 
fordert. Ähnlich populär ist die Erzählung über 
die Renovierung eines älteren öffentlichen 
Gebäudes, in dem der Arbeitsschutz verlangt, 
dass das Geländer um 20 Zentimeter erhöht 
wird, um Unfälle zu verhindern, während das 
Denkmalschutzamt zur Erhaltung der alten 
Baustruktur die Erhöhung des Geländers 
untersagt. 

Diese Geschichten halten sich deshalb so er-
folgreich, weil sie den Irrsinn der Bürokratie ver-
deutlichen können. Sie erzählen, wie sich Bür-
ger im Gestrüpp widersprüchlicher Regelungen 
geradezu verfangen. Statt dem Bürger einen 
Ausweg aus dem Labyrinth zu zeigen, würden 
ihm, so die Erzählstruktur der Geschichten, 
jedes Mal neue Steine in den Weg gelegt. Die 
Beamten seien so weit von der realen Lebens-
situation entfernt, dass sie sich gar nicht vor-
stellen könnten, wie sehr die Bürger sich durch 
die Regeln drangsaliert fühlten. Das Leiden der 
Bürger an einzelnen Regeln löse sich nicht auf, 
sondern wiederhole sich Jahr für Jahr. 

Das Besondere bei diesen Geschichten ist, 
dass sie sich häufig nicht verifizieren lassen, 
sondern vielmehr durch Wiederholungen 
plausibilisiert werden. Das Beispiel von dem 
Widerspruch zwischen der Forderung nach 
gerillten Kacheln zur Reduzierung von Ar-
beitsunfällen und den flachen Kacheln zur 
Einhaltung von Hygienestandards wirkt so 
selbstverständlich, dass die Erzähler irgend-
wann selbst glauben, dass ihnen diese von 
»ihrem« Bäcker und »ihrer« Metzgerin erzählt 
wurde. Die Geschichten werden immer wieder 
und wieder reproduziert, bis sie zu einer Art 
Folklore der Bürokratiekritik werden, auf die 
man sich jederzeit berufen kann. 

4.3 Unbestimmtheit des Bürokratiebegriffs 

Bei aller Bürokratiekritik bleibt der Bürokratie-
begriff erstaunlich unbestimmt (Cancik, 2025, 
1190). Die Kritik an der Bürokratie ist zu einer 
»Allround-Formel« geworden, mit der man 
seine grundlegende Unzufriedenheit mit dem 
Staat zum Ausdruck bringen kann; Bürokratie 
ist zu einem Synonym für schlechtes Regieren 
geworden (Goodsell, 2004, 139). Wenn in den 
Massenmedien über eine zu hohe Steuerlast 
geklagt wird, dann wird das auf die Kosten 
für die Aufrechterhaltung des bürokratischen 
Apparats zurückgeführt (Niskanen, 1971; 1975). 
Wenn die Bürger auf dem Einwohnermeldeamt 
nicht schnell genug ihre neuen Ausweispapiere 
erhalten, Unterstützungsleistungen des Staates 
für Unternehmen nicht schnell ausgezahlt wer-
den, ein neues Shoppingcenter nicht termin
gerecht eröffnet werden kann, dann wird das 
mit den »bürokratischen Mühlen« erklärt, die 
viel zu langsam mahlen. 

Das ermöglicht, dass Akteure aus unter-
schiedlichsten Richtungen ihre politischen 
Forderungen mit einer Kritik an der Bürokratie 
verbinden (Reed, 2005). Konservative Natio
nalökonomen erkennen in der Bürokratie 
eine Steuerungsfantasie der Parasiten im 
Staatsdienst, die mit den von ihnen favorisier-
ten Preisbildungsmechanismen auf Märkten 
in Sachen Effizienz nicht mithalten können 
(Mises, 2007, 15 f.). Neoliberale Management
gurus und Verwaltungsreformer sehen in ihr 
eine veraltete Vorstellung von Behörden, die 
ihren Ideen einer postbürokratischen Organi-
sation unterlegen ist (Osborne/Gaebler, 1992). 
Für die marxistische Linke steht die Bürokratie 
für die seelenzerstörerische Gleichförmigkeit 
des Kapitalismus, der man das revolutionäre 
Konzept spontaner Gemeinschaften entgegen-
setzen muss (Graeber, 2015, 5). Für Vertreter 
der Kritischen Theorie ist sie Ursache zuneh-
mender Entfremdung in einer verwalteten Welt 
(Rosa, 2026, 13). Feministen erkennen in der 
Bürokratie die organisationale Verkörperung 
des Patriarchats, das auf subtile Art und Weise 
zur Unterdrückung der Frau beiträgt (Fergu-
son, 1984, 7). Für Nationalsozialisten stellte 
die staatliche Bürokratie eines der Haupthin-
dernisse bei der Umsetzung ihres Ideals einer 
»rassenreinen« Volksgemeinschaft dar (Hitler, 
1941, 50). 

Nationalökonomen, Marxisten, Neoliberale, 
Feministen: Sie alle sind sich in ihrer Kritik an 
staatlicher Bürokratie überraschend einig.
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Der Markt wird immer stärker als Gegen-
konzept zur Bürokratie in Stellung gebracht.

In ihren grundlegenden Ansichten mögen sich 
klassische Marxisten, moderate Sozialdemokra-
ten, radikale Anarchisten, überzeugte Feminis-
ten, neoliberale Managementgurus, konservative 
Ökonomen und fanatische Nationalsozialisten 
diametral entgegenstehen. In ihrer Kritik an 
der staatlichen Bürokratie sind sie sich jedoch 
überraschend einig. Das Motiv ist alt. Schon auf 
dem Höhepunkt der bürgerlichen Revolution in 
Deutschland 1848 stellte der bayerische Publi-
zist Friedrich Rohmer fest: »Alle Interessen, wie 
sehr sie sich auch durchkreuzen, treffen in einem 
Punkte zusammen, in der Abneigung gegen die 
Bürokratie. Der Adel wie der Bürger, der Bauer 
wie der Gewerbsmann, die Industrie wie die 
Kirche – alle wollen keine Bürokratie mehr [...] 
und sie allein trifft in diesem Augenblick, wo die 
Wellen über das Schiff schlagen, der allgemeine 
Hass« (zitiert nach Wunder, 1987, 287).

Bei der Bürokratie handelt es sich um ein 
negativ aufgeladenes »Plastikwort« – also um 
einen schillernden Begriff, der eine sachliche 
Bestimmung, eine wissenschaftliche Grundie-
rung lediglich vortäuscht. Der Begriff vermittelt 
bei seiner Verwendung den Eindruck einer 
Scheinpräzision, der gerade deswegen für 
seine Nutzer attraktiv erscheint. 

Weil es keine geteilte Vorstellung davon gibt, 
was Bürokratie eigentlich genau sein soll, kann 
der Begriff in so unterschiedlichen Diskussio-
nen wie der zu den Grenzen des Sozialstaates, 
zur Regulierungsdichte für Unternehmen oder 
zur mangelnden Digitalisierung der Verwaltung 
eingesetzt werden (Pörksen, 1988). Es lässt 
sich das Bild eines Staates zeichnen, der eine 
geradezu sadistische Freude daran entwickelt, 
seine Bürger durch einen Paragrafen-Dschun-
gel aus Zehntausenden von Einzelvorschriften 
zu treiben, sie mit immer neuen Vorschriften 
zu foltern, in vielfältige Gesetzesfallen zu 
locken und in Behördenmühlen so langsam zu 
zermahlen, bis sie als Antragsteller ermattet 
aufgeben. Der Fantasie bei der Verwendung 
von Metaphern zur Bürokratiekritik sind keine 
Grenzen gesetzt (Ferlie et al., 1990, 10). 

4.4 Arbeit mit Gegenbegriffen zur Bürokratie

Dieses dystopische Bild der Bürokratie eignet 
sich dazu, Gegenkonzepte umso glänzender 
scheinen zu lassen. Man könnte sich verschie-
dene Gegenbegriffe vorstellen – »Bürokratie« 
und »Freiheit«, »Bürokratie« und »Gemein-
schaft« oder »Bürokratie« und »Zivilgesell-
schaft«. Die sich in den letzten Jahrhunderten 
stetig verfeinernde Staatskritik arbeitet dabei 
aber immer stärker mit der einfachen Gegen-
überstellung von »Bürokratie« und »Markt« 
(Plehwe/Walpen, 2007; Leendertz, 2022a). 
Das dominierende Bild ist das eines hoheit
lichen Staates, der auf einer hierarchisch 
strukturierten Verwaltung basiert (Czerwick, 
2007, 37; Dreier, 1991).

Schrittweise wird der Markt immer stärker 
als Gegenkonzept zur Bürokratie in Stellung 
gebracht (Laux et al., 1984, 65 ff.). Die von 
Ökonomen wie Ludwig von Mises entwickelte 
Vorstellung ist, dass Wettbewerb auf dem 
Markt eine deutlich effizientere Koordination er-
möglicht als eine zentrale Steuerung über Bü-
rokratien (Mises, 2007; kritisch dazu: Foucault, 
2006; Jensen/Mecking, 1976). Anders als an 
bürokratischen Prinzipien orientierte Verwaltun-
gen würden auf Märkten sowohl Anbieter als 
auch Nachfrager ein Interesse an der Erbrin-
gung guter Leistungen haben. Die Überlegen-
heit der kapitalistischen Wirtschaftsordnung 
gegenüber einer zentralistischen Planwirtschaft 
sei, so das Argument, das deutlichste Indiz für 
die Schwäche des Staates bei der Leistungs-
erbringung.

Übersetzt wird dies mit plakativen Gegensatz-
paaren wie »Staat versus Markt«, »Behörde 
versus Betrieb«, »Regelbindung versus Risiko-
nutzung«, »Formalität versus Pragmatismus«, 
»Fehlervermeidung versus Experimentierfreu-
digkeit«, »Prozessausrichtung versus Ergeb-
nisfokussierung«, »Inputsteuerung versus 
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Outputsteuerung«, »Verfahrensbindung versus 
Wirkungsorientierung«, »Risikovermeidung 
versus Risikonutzung«, »Hierarchie versus 
Autonomie«, »Tradition versus Erneuerung« 
oder »Stabilität versus Wandel« (Jann, 1996, 
158 mit eigenen Ergänzungen). 

Wo die Sympathien bei dieser Gegenüber-
stellung von einem »administrativen Para
digma« und einem »unternehmerischen 
Paradigma« liegen, ist klar: Kontrastierend 
zu einer behäbigen Behörde wird das Bild 
einer am Modell des Unternehmens orientier-
ten Verwaltung als Ermöglicher gezeichnet. 
Statt »Angst vor Fehlern« zu haben, müssten 
Verwaltungsmitarbeiter unter »Abschätzung 
von Handlungsfolgen« auch mal ins Risiko 
gehen. Es brauche statt einer Orientierung an 
den »Buchstaben des Gesetzes« eine »Orien-
tierung am Zweck« einer Regelung (Behnke/
Bernhard, 2025, 43). Statt Bürger mit immer 
neuen Gesetzen und Verordnungen zu drang-
salieren, müssten Verwaltungen als Garanten 
der individuellen Freiheit agieren (Osborne/
Gaebler, 1992). 

4.5 Lösungsversprechen der 
Entbürokratisierung 

Bei den Vorschlägen zum Bürokratieabbau 
fällt – ähnlich wie bei Managementmoden – die 
Vorliebe für wolkige Begriffe auf. Im Gegensatz 
zu den negativ aufgeladenen »Unwertbegriffen« 
bei der Beschreibung typischer Pathologien 
der Bürokratie werden bei der Präsentation 
der Lösungsansätze »Hochwertbegriffe« ver-
wendet, die spontan Zustimmung hervorrufen. 
Dafür werden Werteformeln genutzt, die eine 
Konsensfiktion erzeugen, weil niemand mit gu-
ten Gründen diesen wohlklingenden Begriffen 
widersprechen mag. 

In den frühen Fassungen des Bürokratieabbau
diskurses ist von Beamten als »lebenskundige«, 

»aufgeschlossene, ehrliche und verantwor-
tungsbewusste Persönlichkeit« die Rede, die 
mit »Geschick und Courage an die Arbeit 
herantreten«, ihre »Aufgaben frisch, ursprüng-
lich und einfach lösen« und im Rahmen ihrer 
Aufgaben »unerschrocken, unbekümmert und 
unbestechlich, den als richtig erkannten gera-
den Weg gehen«. Diese neuzeitlichen Beamten 
sollten durch »geistige und körperliche Be-
weglichkeit«, »seelische Beschwingtheit« und 
ein »freundliches Wesen« gekennzeichnet sein 
(Zacherl, 1948, 53). 

In den semantisch renovierten Varianten hin-
gegen ist vom chronischen »Misstrauen« der 
Verwaltung gegenüber den Bürgern die Rede, 
das durch eine Haltung des »Zutrauens« ersetzt 
werden müsse (Behnke/Bernhard, 2025, 43). 
Es bedürfe einer »mentalen Transformation« 
der gesetzgebenden Instanzen und ausfüh-
renden Verwaltungen. Beamte bräuchten »ein 
neues Mindset«, sodass sie die Bürger nicht 
mehr drangsalierten, sondern befähigten (Kluth, 
2025, 59).7 Durch einen von oben angestoße-
nen Kulturwandel müsse sich eine »Haltung« 
durchsetzen, die von »Eigenverantwortung«, 
»Entscheidungsfreude« und »Risikobereitschaft« 
geprägt sei (Meister-Scheufelen, 2025).

Solche wolkigen Formulierungen werden in 
der Bürokratieabbaurhetorik üblicherweise 
mit einem konkreten Katalog an Maßnahmen 
hinterlegt. Anders als bei den Instrumenten 
in Managementkonzepten scheint der Werk-
zeugkoffer der Bürokratieabbauspezialisten 
begrenzt zu sein. Es wird gefordert, dass für 
neue Gesetze und Verordnungen Praxischecks 
durchgeführt, Regelungen befristet, für jedes 
neue Gesetz ein altes abgeschafft, die Büro-
kratiekosten für existierende und angedachte 
Gesetze erhoben, der Personalbestand der 
öffentlichen Verwaltung reduziert und die Ver-
waltung stärker digitalisiert werden sollte.

Auffällig ist, dass sich die Instrumente zum 
Bürokratieabbau weltweit immer mehr ähneln 
(Entwistle, 2022, 100). Besonders der Drang 

7 � Die hier angeführten Zitate stammen aus Auftragsstudien 
für die »Stiftung Familienunternehmen«. Siehe kritisch zu 
dieser Stiftung den ausführlichen Bericht der Gegenlobby 
von Greenpeace: »Der Club der Superreichen. Das geheime 
Netzwerk der Stiftung Familienunternehmen und wie sie 
gegen Klimaschutz und Steuergerechtigkeit agiert« (Heider 
et al., 2025). 

Die Rhetorik des Bürokratieabbaus erzeugt 
eine Konsensfiktion: Gegen wohlklingende 
Werteformeln lässt sich kaum argumentieren.
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zu internationalen Vergleichsstudien hat dazu 
geführt, dass man einzelne Länder als »Best 
Practice« im Bürokratieabbau betrachtet und 
deren Instrumentenkasten übernimmt. Trotz 
unterschiedlicher institutioneller Arrangements 
der einzelnen Staaten haben sich Methoden 
zur Erhebung des Erfüllungsaufwands, Ziele 
einer Reduktion von Bürokratiekosten um 
25 Prozent oder Konzepte wie die zeitliche 
Befristung von Gesetzen zumindest im Diskurs 
international durchgesetzt (Wegrich, 2009, 16).

Weil es gerade in der Ernüchterungsphase (vgl. 
Kapitel 3.4) wiederholt zu Frustrationen über 
die begrenzte Wirksamkeit der eingesetzten 
Instrumente kommt, wird deren Präsentation 
semantisch aufgemöbelt. Statt wie früher von 
einer Automatisierung der Prozesse in den 
Ämtern oder der Vereinfachung von Behörden
vorgängen durch die elektronische Daten-
verarbeitung zu sprechen, ist jetzt von der 
Digitalisierung der Verwaltung die Rede. Aus 
sperrigen Begriffen wie der Gesetzesfolgen
abschätzung wird ein Praxis-Test oder gleich in 
einer sprachlich noch moderneren Variante der 
Praxis-Check mit integriertem Digital-Check. 
Eher angestaubt klingende Begriffe wie »Büro-
kratiebremse«, »Bürokratiefilter« oder »bürokra-
tiearme Gesetzgebung« werden durch mo-
dernere Worthülsen wie »Smart Regulation«, 
»Good Governance« oder »Gesetzgebungs-
Governance« ersetzt (Kluth, 2025, 61, 77, 83).

4.6 Lobpreisungen von Vorreiterstaaten 

Die Verkündigung eines Erfolgsrezepts zum 
Bürokratieabbau allein reicht nicht aus. Es  
braucht die Versicherung, dass es auch funktio- 
niert. Für die Etablierung einer Managementmode 
ist es deswegen zentral, sie durch konkrete Bei- 
spiele zu illustrieren, in denen Bürokratieabbau  
erfolgreich gewesen ist. Es muss gezeigt werden, 
dass »reale Beamte« mit diesen Konzepten 
»reale Probleme« in »realen Verwaltungen« 
gelöst haben (Clark/Greatbatch, 2004, 413). 

Anders als bei Managementmoden in der 
Wirtschaft spielen Vorreiterorganisationen beim 
Bürokratieabbau eine eher geringe Rolle.8 Ver-

8 � Siehe zu Managementmoden zum Beispiel Womack et al., 
1990; Hammer/Champy, 1993; Robertson, 2015.

waltungsreformer verweisen zwar auf Ministe-
rien, die ihre starre, hierarchisch angeordnete 
Referatsstruktur durch eine Matrixstruktur er-
setzt haben, die sich an Fachthemen einerseits 
und Projekten andererseits orientiert. In der 
Reformliteratur werden auch einzelne Städte 
hervorgehoben, die bereits besonders viele 
Verwaltungsleistungen digital anbieten. Oder 
es wird der Bauhof einer Stadt beschrieben, 
der über die Einführung von sich selbst organi-
sierenden Teams die Hierarchiestufen reduziert 
hat. Aber es fällt auf, dass in der Regel diese 
Ministerien, Kommunen oder Verwaltungs
betriebe keine große Präsenz in der Literatur 
zu Verwaltungsreformen erhalten. 

Viel wichtiger für den Diskurs über den Büro
kratieabbau ist in der Literatur der Verweis 
auf Vorreiterstaaten bei der Entbürokratisie-
rung – etwa auf Estland, Lettland oder Litauen, 
denen es gelungen ist, fast alle Verwaltungs-
leistungen für ihre Bürger digital anzubieten. Es 
werden Fälle wie Neuseeland, Großbritannien 
oder Australien hervorgehoben, die viele ihrer 
weisungsgebundenen Verwaltungseinheiten in 
selbstständige Agenturen verwandelt haben. 
Es werden Vorzeigebeispiele wie Schweden, 
Dänemark oder die Niederlande herausgestellt, 
in denen besonders systematisch Normen 
abgebaut wurden.

Ausschlaggebend bei der Herausstellung von 
Vorreitern sind Rankings internationaler Orga-
nisationen wie der Weltbank, der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) oder den Vereinten Nationen, 
in denen die Leistungsfähigkeit der Staaten 
bestimmt wird. Mit einem »Digital Government 
Index« etwa wird gemessen, wie gut Staaten 
bei der Digitalisierung von Verwaltungsdienst-
leistungen vorankommen. In »Doing Business 
Rankings« wird die Zeit erfasst, die man in 
den einzelnen Staaten braucht, um ein Unter-

›Smart Regulation‹, ›Good Governance‹ oder 
›Praxis-Checks‹ gehören zum Neusprech 

selbst ernannter Entbürokratisierer.
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nehmen anzumelden. Oder es werden Indizes 
zur politischen Transformation erhoben, die 
bestimmen, wie hoch die Qualität bei der politi-
schen Steuerung der Verwaltung in einzelnen 
Ländern ist. 

Die in Form von »Rankings« dargestellten 
»Benchmarkings« führen zu einem starken 
Fokus auf »Best Practices« bei Verwaltungs-
reformen. Der Effekt ist, dass immer wieder 
einzelne Staaten als Vorbilder für Verwaltungs-
reformen hervorgehoben werden. Wissen-
schaftler erforschen, weswegen es in einzel-
nen Staaten gelingt, besonders gut in den 
Rankings abzuschneiden. Stiftungen geben 
Studien in Auftrag, in denen das Erfolgsrezept 

der einzelnen Vorreiter ergründet werden soll. 
Fachpolitiker für Staatstransformation pilgern 
in die einzelnen Staaten, um zu prüfen, ob man 
die Instrumente kopieren kann. 

Die über Rankings hervorgehobenen Vor
reiterstaaten entwickeln ähnlich wie die Vorrei-
terorganisationen in Managementmoden eine 
Wirkung, auch wenn die Grenzen der Verglei-
che offensichtlich sind. Zentralstaaten sind bei 
der Einführung von Digitalisierungsprozessen 
zwangsläufig schneller als föderale. Kleine 
Länder können ihre Verwaltungen effizienter ge-
stalten als größere. Nach einem Krieg gegrün-
dete Staaten müssen bei der Veränderung von 
Verwaltungsstrukturen nicht so viel Rücksicht 
nehmen auf bisherige Besitzstände wie schon 
lange existierende Staaten. Aber bei allen 
offensichtlichen Differenzen der Ausgangssitua-
tion ist es funktional, bei der Propagierung von 
Verwaltungsreformen diese vielfältigen Unter-
schiede im Detail auszublenden, weil schon 
allein durch den Verweis auf Vorreiterstaaten 
Veränderungsdruck aufgebaut werden kann. 

Allein der Verweis auf Vorreiterstaaten baut 
Reformdruck auf – egal, ob die Verhältnisse 
dort mit den hiesigen vergleichbar sind.
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Der Verwaltung wird nicht selten auch die 
Schuld für Sachen zugeschoben, für die sie 
beim besten Willen nicht verantwortlich ist. Es 
gibt sehr unterschiedliche Treiber für Bürokra-
tie: Politiker, die ihren Erfolg als Minister gerne 
mal in der Anzahl verabschiedeter Gesetze 
messen; Interessenorganisationen, die auf 
Ausnahmeregelungen in Verordnungen drän-
gen und damit die Komplexität staatlicher Re-
gelungen explodieren lassen; die Zustimmung 
von Politikern zu internationalen Verträgen, 
die dann mühsam in nationale Verwaltungs-
prozesse gegossen werden müssen; oder die 
über Massenmedien gespielten Forderungen 
von Bürgern, dass der Staat sich endlich 
dieses oder jenes Problems annehmen sollte. 
Für viele Probleme, die einer überbordenden 
Bürokratie angelastet werden, gibt es andere 
Verantwortliche als die vermeintlich regelungs-
wütigen Bürokraten. 

Verwaltungen werden häufig nicht nur des-
wegen kritisiert, weil sie zur Überregulierung 
neigten, nicht ausreichend Leistung erbrächten 
oder weil sie unfreundlich zu Bürgern seien. 
Vielmehr böten sie sich, so das Argument des 
Politikwissenschaftlers Markus Hinterleitner, 
als ideale Opfer für Schuldzuweisungen jeder 
Art an – und zwar unabhängig davon, ob sie 
für diese verantwortlich sind oder nicht. Damit 
Schuld überhaupt erst entsteht, müssen zwei 
Dinge zusammenkommen: ein »gefühlter 
Verlust« und eine »gefühlte Verantwortung«. 
In diesem Sinne ist Schuldzuweisung »der Akt 
der Zuschreibung von etwas, das als schlecht 
oder falsch angesehen wird, an einer Person 
oder Einrichtung« (Hinterleitner, 2025, 14). 

Weil politische Entscheidungen der Regierung 
durch Verordnungen, Verwaltungsverfahren 

und Verfügungen operationalisiert werden, ist 
die öffentliche Verwaltung mit ihren bürokrati-
schen Prozessen für alle sichtbar (Hinterleitner, 
2025, 32). Deswegen ist es bei Kritik in der 
Öffentlichkeit gerade für Politiker am leichtes-
ten, auf die bürokratische Umsetzung durch 
die Verwaltungen zu verweisen. 

Die Verwaltung ist den Vorwürfen wegen ihrer 
vermeintlichen Regelungswut, ihren bürokra-
tischen Verkomplizierungen und ihrer Bürger
ferne schutzlos ausgeliefert. Politiker sind sich 

bewusst, dass sie bei der Umsetzung ihrer 
Vorhaben auf die Verwaltung angewiesen 
sind, wissen aber, dass ein Lob der Bürokra-
tie bei Wählern nicht gut ankommt. Weil sie 
selbst der Weisungsbefugnis einer politischen 
Leitung unterliegen, haben Beamte kaum 
eine Möglichkeit, sich gegen Vorwürfe von 
außen zu wehren. Zwar gibt es immer wieder 
Spitzenbeamte, die sich auch ohne Rück-
sprache mit der politischen Leitungsebene bei 
Vorwürfen einer Überregulierung schützend 
vor ihren Apparat stellen. Die Erwartung von 
Politikern ist aber, dass die Bürokratie schwei-
gend als Blitzableiter für politische Probleme 
herzuhalten habe. In Demokratien scheint es 
fast zur impliziten Stellenbeschreibung von 
Beamten zu gehören, als Sündenbock für 

Bürokratie und Demokratie – ein Fazit

Kapitel 5

Für viele Probleme sind andere als 
die vermeintlich regelungswütigen 

Bürokraten verantwortlich.
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die Kritik an Regeln zu dienen, die sie lediglich 
im Namen der Politik umsetzen. 

Die Strategie, Kritik auf leicht verfügbare 
Sündenböcke zu schieben, ist für die Politik in 
vielen Situationen funktional. Gerade Politiker 
in Regierungsverantwortung sind in demo
kratischen Staaten so vielfältigen Angriffen 
ausgesetzt, dass es fast zwangsläufig Kanäle 
bedarf, in die sie wenigstens einen Teil dieser 
Kritik ableiten können: die Bürokratie der Euro-
päischen Union, die mit ihrer Regelungswut 
die Nationalstaaten drangsaliere; die Beamten 
in den Ministerien, die mehr Interesse an der 
Schaffung neuer Stellen als an der schnellen 
Lösung von Problemen hätten; oder die Ver-
waltung in durchführenden Behörden, die sich 
immer neue Tricks ausdächten, mit denen sie 
die Bürger malträtierten. 

Aber diese Sündenbock-Strategie ist nicht 
ohne Risiko. Wenn Politiker dieses Spiel 
übertreiben, drohen sie nicht nur die Loyalität 
»ihres« Apparats zu verlieren, sondern tragen 
auch zur Delegitimierung einer der zentralen 
Säulen eines demokratischen Rechtsstaats 
bei. Die Gefahr liegt darin, dass die Verwal-
tung durch die andauernde Bürokratiekritik 
irgendwann so geschwächt ist, dass sie ihrer 
Aufgabe – die Umsetzung staatlicher Regeln – 
nicht mehr vernünftig nachkommen kann. 
Eine Bürokratie, die aufgrund eines verbalen 
Dauerbeschusses und eines Entzugs von 
Ressourcen nur noch begrenzt in der Lage 
ist, ihre Aufgaben zu erledigen, würde dann 
die Demokratieverdrossenheit weiter steigern 
(Hinterleitner, 2025, 9 f.).

Genauso wie unabhängige Gerichte, freie 
Massenmedien und autonome Wissenschaft 
kann man die öffentliche Verwaltung zur demo-
kratischen Infrastruktur eines Staates zählen. 
Während die Unabhängigkeit der Gerichte, die 
freie Meinungsäußerung und die Autonomie der 

Wissenschaft nicht nur in der Verfassung de-
mokratischer Staaten verankert sind, sondern 
diese auch öffentlich viele Fürsprecher finden, 
wird die Bedeutung einer funktionierenden Ver-
waltung für den demokratischen Rechtsstaat 
eher selten herausgestellt. Genauso wie man 
in einer Demokratie die Funktionsweise von 
Gerichten, Massenmedien und Wissenschaft 
kritisieren können muss, sollte auch die Arbeits-
form von Verwaltungen infrage gestellt werden 
dürfen. Aber dabei sollte – jedenfalls wenn man 
am Ideal der Demokratie festhalten möchte – 
die Grundannahme sein, dass bei aller Kritik 
die bürokratischen Verwaltungen eine zentrale 
Säule des demokratischen Rechtsstaats sind.

Hierbei könnte ein Prinzipienkatalog helfen, der 
die häufig pauschale Bürokratiekritik disziplinie-
ren würde: 

–– Verhältnismäßigkeitsprinzip – Für die 
Politik ist es zwar funktional, dass Verwal-
tungen als Sündenböcke für ihre Entschei-
dungen herhalten müssen. Aber die Politik 
muss dabei die Verhältnismäßigkeit beach-
ten. Man kann Verwaltungen dafür nutzen, 
um von eigener politischer Verantwortung 
abzulenken, sollte gleichzeitig aber immer 
auch auf deren Bedeutung für den demo-
kratischen Rechtsstaat verweisen. 

–– Selbstkritikprinzip – Interessenorganisa-
tionen der Wirtschaft tun sich mit heftiger 
Bürokratiekritik besonders hervor. Dabei 
sind Unternehmen beziehungsweise ihre 
Vertreter häufig selbst zentrale Treiber der 
Bürokratisierung, wenn diese ihren Partiku-
larinteressen dienen. Sicherlich wäre eine 
öffentliche Selbstreflexion über den eigenen 
Anteil an der Bürokratisierung zu viel ver-
langt, aber es hätte eine disziplinierende 
Wirkung, wenn Unternehmen wenigstens 
auf der Hinterbühne systematisch über ihre 
Selbstbürokratisierungseffekte reflektieren. 

–– Verantwortlichkeitsprinzip – Statt eine 
Regel mit dem pauschalen Vorwurf der 
Bürokratielast zu kritisieren, sollte genauer 
dargestellt werden, auf welche politische 
Entscheidung, welche gesetzliche Vor-
gabe oder welche gerichtliche Anforderung 
eine Regel zurückzuführen ist und was die 
Gründe für deren Einführung gewesen sind. 

Bei aller Kritik: Bürokratie ist eine zentrale 
Säule des demokratischen Rechtsstaats.
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–– Nebenfolgenprinzip – Bei der Forderung 
nach der Abschaffung eines Gesetzes oder 
einer Verordnung sollte nicht allein auf die 
Bürokratiekosten für Unternehmen abge-
stellt werden. Vielmehr ist aufzuzeigen, 
welche Schutzfunktion dadurch aufgegeben 
würde. Es geht nicht nur darum, die Kosten 
für Unternehmen ins Blickfeld zu nehmen, 
sondern auch jene Kosten, die der Gesell-
schaft durch die Abschaffung von Regeln 
entstehen können. 

–– Kostenabschätzungsprinzip – Die 
Quantifizierung von Kosten ist ein simpler 
argumentativer Trick, um seiner eigenen 
Position Gehör zu verschaffen. Häufig wer-
den jedoch lediglich die Kosten erhoben, 
die durch ein Gesetz oder eine Verordnung 
entstehen. Es wäre konsequent, immer 
auch eine Aufstellung über die Kosten mit-
zuliefern, die entstehen, wenn ein Gesetz 
oder eine Verordnung nicht verabschiedet 
wird. Die Berechnung monetärer Kosten ist 
selbst zwangsläufig immer eine bürokrati-
sche Maßnahme, aber wenn sie gemacht 
wird, sollte sie für die Lasten genauso wie 
für den Nutzen erstellt werden. 

Bei diesen Prinzipien kann es sich nur um eine 
erste Ideensammlung handeln. Es braucht 
darüber hinaus Diskursformate mit den rele-
vanten Akteuren aus Politik, Recht, Wirtschaft, 
Massenmedien und Wissenschaft, um diese 
Grundsätze zu prüfen, zu modifizieren und zu 
erweitern. Statt immer wieder mehr oder min-
der gleiche Kampagnen zum Bürokratieabbau 
zu starten, könnte es sinnvoll sein, einen 
»Bürokratiekritik-Kodex« in die Diskussion zu 

bringen. Effekte wären vielleicht nicht nur eine 
Disziplinierung der Bürokratiekritik, sondern 
auch klügere Formen des Bürokratieabbaus. 

In Politik und Wirtschaft ist es populär, laut-
stark ein Bürokratie-Moratorium einzufordern: 
Bevor man das Problem der Bürokratie nicht 
im Griff habe, dürften keine neuen rechtlichen 
Regelungen erlassen werden, keine neuen 
Beamten eingestellt werden. Angesichts der 
Nutzung des Bürokratievorwurfs für unter-
schiedliche Interessen, der vielfältigen un-
gewollten Nebenfolgen bei Maßnahmen des 
Bürokratieabbaus und der unvermeidlichen 
Enttäuschung bei einer mit Emphase angekün-
digten und dann gescheiterten Reform wäre es 
eine Überlegung wert, ob nicht eine Zügelung 
der Kritik an der Bürokratie und weniger Re-
formemphase demokratiestabilisierend wirken 
könnten. Ein Bürokratie-Bashing-Moratorium 
ist für den Erhalt der Demokratie hilfreicher als 
ein von allen Seiten gefordertes Bürokratie-
Moratorium.

Weniger Bürokratiekritik und Reformemphase 
könnten die Demokratie stabilisieren.

Auch Unternehmen sind Treiber 
bürokratischer Vorgaben – wenn diese 

ihren Eigeninteressen dienen.
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–– Die Kritik an überbordender Bürokratie und 
Vorschläge zum Bürokratieabbau spielten 
schon vor der Gründung der Bundesrepu-
blik Deutschland eine wichtige Rolle. Seit 
den 1950er-Jahren lassen sich mehrere 
Wellen der Bürokratiekritik und des Büro-
kratieabbaus beobachten. 

–– Trotz unterschiedlicher politischer Konstel-
lationen wiederholen sich die Muster dieser 
Wellen: Überbürokratisierung wird beklagt, 
umfassende Reformen werden angekün-
digt, neue Instrumente und Institutionen 
geschaffen. Die erhofften Wirkungen 
bleiben jedoch meist begrenzt, sodass bei 
entsprechender Unzufriedenheit eine neue 
Welle der Bürokratiekritik startet.

–– Der Begriff »Bürokratie« ist unscharf und 
dient als Sammelbegriff für sehr unter-
schiedliche Probleme – von einem zu 
starken Engagement des Staates über 
Überregulierung bis hin zu einer mangelhaf-
ten Verwaltung. Das ermöglicht, Bürokratie 
als Schmähbegriff für alles Mögliche zu 
benutzen.

–– Die Wellen der Bürokratiekritik haben starke 
Ähnlichkeiten zu den Wellen bei Manage-
mentmoden. Die gesellschaftlichen Heraus-
forderungen werden dramatisiert, die immer 
gleichen Anekdoten über den »Bürokratie-
Irrsinn« erzählt, Märkte als effizientere 
Alternative zur Bürokratie propagiert und 
als Vorbilder für Staatstransformationen 
gepriesen. 

–– Verwaltungen dienen häufig als leicht 
verfügbare Sündenböcke für bürokratische 
Probleme. Die Problemursachen liegen aber 
häufig woanders – in politischen Entschei-
dungen, gesellschaftlichen Interessenkon-
flikten oder regulatorischen Anforderungen. 
Die Verantwortung auf Verwaltungen abzu-
wälzen, ist für die Politik funktional, weil sie 
sich so selbst vor Kritik schützen kann.

–– Für eine stabile Demokratie ist eine leis-
tungsfähige Bürokratie unverzichtbar. Statt 
immer neuer Kampagnen zum Bürokratie-
abbau plädiert die vorliegende Studie für 
einen verantwortungsvolleren Umgang mit 
Bürokratiekritik und einen »Bürokratiekritik-
Kodex«, der Kritik differenzierter und kons
truktiver gestaltet.

Das Wichtigste in Kürze
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